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„Die Absenkung des Wahlalters auf
16 Jahre bei Landtags- und Kommu-
nalwahlen ist ein wichtiger Schritt,
um Jugendliche früher mitbestimmen
zu lassen und ihnen deutlich zu ma-
chen, dass sie ein aktiver Teil der de-
mokratischen Gesellschaft sind“,
sagte Susanne Hennig-Wellsow, LIN-
KE-Fraktionschefin. Mit der Absen-
kung des Wahlalters werde zudem er-
reicht, dass junge Menschen ab 16
sich auch an direktdemokratischen
Abstimmungen im Land und in den
Kommunen beteiligen dürfen. Mit
diesen rot-rot-grünen Gesetzesinitia-
tiven, die sich weitgehend an LINKE-
Gesetzentwürfen der letzten Legisla-
tur orientieren, werden die von der
CDU praktizierte Demokratie-Blocka-
de und der jahrzehntelange Stillstand
bei der stärkeren Einbindung von Ju-
gendlichen endlich beendet.            

Wahlalter ab 16 Neuer NSU-Untersuchungsausschuss
agiere, denn die gemeinsame Aufklä-
rungsarbeit müsse in mehreren Kom-
plexen dringend fortgeführt werden.
Das betreffe u.a. das mittlerweile be-
stätigte Netzwerk des NSU. „Das
BKA spricht von mehr als 200 NSU-
Unterstützern, unter denen sich 42
V-Leute diverser Verfassungsschutz-
behörden befinden.“

Susanne Hennig-Wellsow, Frakti-
onsvorsitzende der LINKEN, verwies
darauf, dass es ein Novum ist, dass
ein Parlament bereits einen zweiten
NSU-Untersuchungsausschuss ein-
setzt, aber angesichts der Verantwor-
tung, die Thüringen trägt, sei dies fol-
gerichtig und notwendig. „Schließlich
ist der NSU aus Thüringer Neonazi-
strukturen heraus entstanden. Das
sind wir nicht zuletzt den Angehöri-
gen der Opfer schuldig“, betonte die
Politikerin.                                        

Flurgespräch hinter den Kulissen im Thüringer Landtag

Die Koalitionsfraktionen von
LINKE, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen im Thüringer Landtag ha-
ben gemeinsam mit Vertreterin-
nen des Landesfrauenrates und
auch der Arbeits- und Sozialmini-
sterin Heike Werner (LINKE) an-
lässlich des Equal Pay Days am 20.
März vor dem Plenargebäude in Er-
furt dem noch immer vorhande-
nen Lohnunterschied zwischen
Frauen und Männern die Rote Kar-
te gezeigt und mit einer symboli-
schen Aktion gefordert: „Es wird
Zeit, dass die Karten neu gemischt
werden!“

Mit 22 Prozent beträgt der durch-
schnittliche Lohnunterschied zwi-
schen Frauen und Männern in der
Bundesrepublik noch immer um eini-
ges mehr als in den meisten anderen
europäischen Staaten (durchschnitt-
lich 16 Prozent). Laut Bundesamt für
Statistik erzielten die etwa 18 Millio-
nen Arbeitnehmerinnen in Deutsch-
land im Jahr 2014 im Durchschnitt le-

Der Thüringer Landtag hat auf An-
trag der Fraktionen LINKE, SPD,
B90/Grüne und CDU in seiner Sit-
zung am 27. Februar die Einsetzung
eines neuen Untersuchungsaus-
schusses beschlossen. Gegenstand:
„Fortsetzung der Aufarbeitung der
dem ‘Nationalsozialistischen Unter-
grund’ (NSU) sowie der mit ihm ko-
operierenden Netzwerke zuzuord-
nenden Straftaten unter Berücksich-
tigung der Verantwortung der Thürin-
ger Sicherheits- und Justizbehörden,
der zuständigen Ministerien sowie
deren politischer Leitung bei der er-
folglosen Fahndung nach den unter-
getauchten Mitgliedern des NSU.“

In der Plenardebatte nannte es die
Sprecherin für Antifaschismus der
Linksfraktion, Katharina König, ein
wichtiges Signal, dass der Landtag
über parteipolitische Grenzen hinweg

„Dass wir den Thüringer Geheim-
dienst künftig straffer an die Leine
nehmen und seine Befugnisse deut-
lich einschränken, ist auch eine Kon-
sequenz aus dem tödlichen Versagen
der Dienste. Die Geschichte des Thü-
ringer Verfassungsschutzes ist von
zahlreichen Skandalen geprägt. Die
völlig realitätsferne Kritik der Thürin-
ger CDU zeigt lediglich, dass die Par-
tei nichts aus der NSU-Mordserie,
dem gescheiterten NPD-Verbot und
dem Fall Trinkaus gelernt hat. Die
Weigerung, Konsequenzen zu ziehen,
ist ein Schlag ins Gesicht aller Opfer
rechter Gewalt“, erklärte Susanne
Hennig-Wellsow, Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag und Landesparteivorsitzen-
de, zur Debatte um die Abschaltung
der Geheimdienstspitzel durch die
Thüringer Landesregierung.             

Spitzel abschalten

Tagsüber sieht man die fleißigen
Helferinnen hinter den Kulissen im
Thüringer Landtag kaum. Wachschutz
ja, Reinigungskräfte nur, wenn man
länger im Büro ist. Deshalb war es für
mich überraschend, auf dem Land-
tagsflur eine Kollegin zu treffen, die
ich von gemeinsamen Aktionen der IG
BAU, in der ich Mitglied bin, kenne.
„Hallo, Marion, was machst du hier?“
Und sofort waren wir im Gespräch.
Thema: Mindestlohn. Das sind die
konkreten Geschichten, die uns selten
im Landtag erzählt werden:

Marion Ohliger ist seit 30 Jahren im
grünen Bereich tätig. Sie kam vor zehn
Jahren aus Nordrhein-Westfalen und
hatte dort schon 12.50 Euro Stunden-
verdienst. Absturz in Thüringen, lang-
sam ging es aufwärts. Nach vielen Jah-

ren Stagnation schloss die Gewerk-
schaft dann im Dezember 2014 einen
neuen Tarifvertrag ab: 8,10 Euro.

Ab 1.1. 2015 gilt der flächendek-
kende gesetzliche Mindestlohn. Aber
zu den zahlreichen Ausnahmen gehört
eben auch die, dass Tarifverträge bis
2017 Gültigkeit haben und erst dann
der Mindestlohn für diese Beschäftig-
ten wirksam wird. Was soll man dazu
sagen: angeschmiert. Warum nur hat
dann die Gewerkschaft diesen Tarif-
vertrag kurz vor Wirksamwerden des
Mindestlohnes überhaupt abgeschlos-
sen? Antwort. Na, es gibt einen Stu-
fenplan der Erhöhung und dann liegen
wir 2017 bei 8.60 Euro. Falls der Min-
destlohn, der durch eine Kommission
der Tarifparteien künftig fortgeschrie-
ben wird, auf längere Zeit eingefroren

würde, hätten die Kollegen dann we-
nigstens ab 2017 mehr. Was soll ich
als Arbeitspolitikerin dazu sagen? Mit
GUTER ARBEIT hat das nichts zu tun.
Altersarmut kann so nicht verhindert
werden. Wir müssen die Rechte von
Beschäftigten in Betrieb und Gesell-
schaft stärken, um voran zu kommen.
Das kann Politik, auch die einer rot-
rot-grünen Landesregierung, alleine
nicht. Da braucht es ein gutes Mitein-
ander der Akteure in- und außerhalb
der Parlamente. 

Wir wollen im Rahmen einer Veran-
staltung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
am 28. April (14 Uhr, Landtag) genau
über dieses Thema diskutieren. Ich la-
de heute schon dazu ein. Hoffentlich
kann Marion dann auch dabei sein. 

MdL Ina Leukefeld        

wies auf das in Thüringen geringe
Lohnniveau. „Schlimmer geht’s nim-
mer“, sagte sie mit Blick auf den Bun-
desvergleich. Frauen seien damit
auch besonders von Altersarmut be-
troffen. Die rot-rot-grüne Landesre-
gierung unterstütze alle Initiativen,
um die Lohn- und Einkommenslücke
zu schließen.

Transparenz bei der Bezahlung und
Branchentarifverträge, besonders
auch in der Pflege, forderte die Vor-
sitzende der Linksfraktion, Susanne
Hennig-Wellsow. Der Equal Pay Day
sei notwendig, um nachdrücklich
Stellung zu beziehen. Die Gleichstel-
lungspolitikerin der Fraktion, Karola
Stange, unterstrich, „gleiche Bezah-

lung von Männern und Frauen bei
gleicher Qualifikation und Tätigkeit
sollte eine Selbstverständlichkeit
sein“. Den Lippenbekenntnissen
müssten endlich Taten folgen. Leider
beträfen aber Minijobs und prekäre
Beschäftigung gerade auch in Thürin-
gen überproportional die Frauen.

diglich einen Ver-
dienst von 15,83
Euro pro Stunde
(brutto), die Männer
kamen auf 20,20
Euro. Rednerinnen
und Redner der Koali-
tionsfraktionen so-
wie der CDU-Fraktion
betonten, auch wenn
die Einkommenslük-
ke in Thüringen mit
etwa acht Prozent et-
was niedriger sei,
könne dies nicht
wirklich zufrieden-
stellen. Ministerin
Heike Werner ver-


